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Text 

§ 356. (1) Die Behörde (§§ 333, 334, 335) hat, ausgenommen in den Fällen des § 359b, auf Grund 
eines Ansuchens um Genehmigung der Errichtung und des Betriebes einer Betriebsanlage oder um 
Genehmigung der Änderung einer genehmigten Betriebsanlage eine Augenscheinsverhandlung 
anzuberaumen. Gegenstand, Zeit und Ort der Augenscheinsverhandlung sowie die gemäß Abs. 3 
bestehenden Voraussetzungen für die Begründung der Parteistellung sind den Nachbarn durch Anschlag 
in der Gemeinde (§ 41 AVG) und durch Anschlag in den der Anlage unmittelbar benachbarten Häusern 
bekanntzugeben; die Eigentümer der betroffenen Häuser haben derartige Anschläge in ihren Häusern zu 
dulden. Der Eigentümer des Betriebsgrundstückes und die Eigentümer der an dieses Grundstück 
unmittelbar angrenzenden Grundstücke sind persönlich zu laden. 

(2) Ist die Gefahr der Verletzung eines Kunst-, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisses im Sinne des 
§ 40 AVG gegeben, so ist den Nachbarn die Teilnahme an der Besichtigung der Anlage nur mit 
Zustimmung des Genehmigungswerbers gestattet, doch ist ihr allfälliges Recht auf Parteiengehör zu 
wahren. 

(3) Im Verfahren gemäß Abs. 1 sind, unbeschadet des folgenden Satzes, nur jene Nachbarn Parteien, 
die spätestens bei der Augenscheinsverhandlung Einwendungen gegen die Anlage im Sinne des § 74 
Abs. 2 Z 1, 2, 3 oder 5 erheben, und zwar vom Zeitpunkt ihrer Einwendungen an. Weist ein Nachbar der 
Behörde nach, daß er ohne sein Verschulden daran gehindert war, die Parteistellung nach dem ersten Satz 
zu erlangen, so darf er seine Einwendungen gegen die Anlage im Sinne des § 74 Abs. 2 Z 1, 2, 3 oder 5 
auch nach Abschluß der Augenscheinsverhandlung und bis zur rechtskräftigen Entscheidung der 
Angelegenheit vorbringen und ist vom Zeitpunkt seiner Einwendungen an Partei; solche Einwendungen 
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sind vom Nachbarn binnen zwei Wochen nach Wegfall des Hindernisses für ihre Erhebung bei der 
Behörde einzubringen, die die Augenscheinsverhandlung anberaumt hat, und von dieser oder von der 
Berufungsbehörde in gleicher Weise zu berücksichtigen, als wären sie in der mündlichen Verhandlung 
erhoben worden. 

(4) Im Verfahren betreffend die Abstandnahme von der Verpflichtung zur Herstellung des dem 
Genehmigungsbescheid entsprechenden Zustandes (§ 78 Abs. 4), im Verfahren betreffend die 
Vorschreibung anderer oder zusätzlicher Auflagen (§ 79), im Verfahren betreffend die Anpassung einer 
bereits genehmigten Betriebsanlage an eine Verordnung gemäß § 82 Abs. 1 (§ 82 Abs. 2), im Verfahren 
betreffend die Festlegung der von den Bestimmungen einer Verordnung gemäß § 82 Abs. 1 
abweichenden Maßnahmen (§ 82 Abs. 3) und im Verfahren betreffend die Vorschreibung der über die 
Bestimmungen einer Verordnung gemäß § 82 Abs. 1 hinausgehenden Auflagen (§ 82 Abs. 4) haben die 
im Abs. 3 genannten Nachbarn Parteistellung. 

Anmerkung 

ÜR: Art. VI Abs. 4, BGBl. Nr. 399/1988 
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